






































































Das Plenum der AG Fokus: Opferschutz hat sich in seiner letzten Sitzung am 01.03.2012 
mit der Frage der Erweiterung von Opferrechten im Jugendstrafverfahren befasst. Zu der 
vorgelegten Beschlussempfehlung möchten wir hier Stellung nehmen.
Das Jugendgerichtsgesetz ist im Hinblick auf den Erziehungsgedanken ausgerichtet, 
woraus sich konsequenterweise ein Beschleunigungsgebot ableitet. Aus diesem Grund 
sind die Möglichkeiten der Nebenklage, der Nebenklagevertretung und des Adhäsions-
verfahrens in Jugendstrafverfahren nur eingeschränkt zugelassen.
Die Arbeitsgruppe Jugendstrafrecht hat bereits im Mai 2011 ausführlich ihre Überle-
gungen zur Erweiterung von Opferrechten im Jugendstrafverfahren vorgelegt im Hinblick 
auf Fragen der Ausweitung der Nebenklage und des Adhäsionsverfahrens. Diese wurden 
der AG Fokus Opferschutz vorgestellt.
In der Stellungnahme der AG Jugendstrafrecht wurde festgehalten, dass „Eine 
Nachjustierung des Deliktskatalogs [...] etwa mit Blick auf bislang von §80 Abs. 3 JGG 
nicht erfasste gegen die sexuelle Selbstbestimmung in Betracht kommen“ 
könnte. Dieser Vorschlag findet sich leider nicht in der Beschlussempfehlung wieder. Die 
im Strafrecht getroffene Unterscheidung in Verbrechen und Vergehen spiegelt in den 
meisten Fällen nicht das Erleben und das Ausmaß für die Betroffenen wider, die zumeist 
auch Kinder bzw. Jugendliche sind. Sexueller Missbrauch (§176 StGB), Sexueller 
Missbrauch widerstandsunfähiger Personen (§179 StGB), Sexueller Missbrauch von 
Jugendlichen (§182 StGB) usw. hinterlassen bei den Betroffenen ebenso Ohnmachts-, 
Scham- und Schuldgefühle. Der Erziehungsgedanke muss in diesem Fällen eindeutig 
hinter dem Schutz und der Fürsorge für die Betroffenen stehen.
Wichtig erscheint uns auch eine eindeutige Regelung zu schaffen, um den Betroffenen 
Klarheit und v.a. Sicherheit zu verschaffen. Differenzierte Lösungen, die auch vom 
Einzelfall abhängig sind, sind im Sinne von Sicherheit und Klarheit nicht förderlich. 
Einzelfall- und Ausnahmeregelungen bedeuten für die Betroffenen mehr Aufwand, z.B. 
durch Prüfung ihrer einzelnen weiteren Befugnisse und damit eine größere Belastung. 
Dies erscheint im Sinne des Opferschutzes nicht geboten und kann auch nicht dazu 
beitragen, dass Betroffene eher bereit sind, Vergehen und Verbrechen gegen die sexuelle
Selbstbestimmung zur Anzeige zu bringen.
Ein weiterer Punkt, der aus unserer Sicht einer Prüfung bedarf, bezieht sich auf den im 
JGG festgelegten Anwendungsbereich des Gesetzes. §1 JGG legt fest, dass das JGG 
„gilt, wenn ein Jugendlicher oder ein Heranwachsender eine Verfehlung begeht, die nach 
den allgemeinen Vorschriften mit Strafe bedroht ist“. Täter, die zur Zeit der Anzeige 
bereits über der Altersgrenze liegen, sind noch unter die besonderen 
Schutzbestimmungen des JGG gestellt. Satz 2 des §1 JGG definiert, dass „Jugendlicher 
ist, wer zur Zeit der Tat vierzehn, aber noch nicht achtzehn, Heranwachsender, wer zur 
Zeit der Tat achtzehn, aber noch nicht einundzwanzig Jahre alt ist“.
Diese Anwendung ist nicht mehr mit dem Erziehungsgedanken zu rechtfertigen, ebenso 
ist das Beschleunigungsgebot hinfällig, wenn die Anzeige erst lange nach der Tat erfolgt. 
Im Sinne des Opferschutzes müssen hier die Rechte der Opfer im Vordergrund stehen, 
nicht die Rechte der (erwachsenen) Täter.
Der vorgelegten Beschlussempfehlung für das Plenum der AG Fokus: Opferschutz
zur Erweiterung von Opferrechten im Jugendstrafverfahren können wir nicht zustimmen,
da sie für uns keine Empfehlung im Sinne des Opferschutzes darstellt. 

Eva Jochmann, Frauennotruf Mainz e.V.
für die Landesarbeitsgemeinschaft der Frauennotrufe Rheinland Pfalz
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Rheinland-Pfalz, Dezember 2012
Stellungnahme / Pressemeldung
Die Landesarbeitsgemeinschaft der Frauennotrufe in Rheinland-Pfalz 
begrüßt den Beschluss der Justizministerkonferenz vom 15. November 
2012 zum Änderungsbedarf des § 174 StGB Sexueller Missbrauch von 
Schutzbefohlenen in der Schule.
Alle sexuellen Handlungen zwischen Lehrkräften und minderjährigen Schülerinnen und 
Schülern einer Schule sollen künftig strafbar sein.
Bereits im Januar diesen Jahres haben die rheinland-pfälzischen Frauennotrufe als 
Fachstellen zum Thema Sexualisierte Gewalt in einer Stellungnahme auf den Freispruch 
eines Lehrers durch das OLG Koblenz reagiert. Die Begründung des OLGs für den 
Freispruch war, dass aus Sicht des Gerichts die sexuellen Handlungen eines über 30 
jährigen Lehrers mit einer 14 jährigen Schülerin der gleichen Schule nicht den 
Straftatbestand des „sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen“ erfüllen. Nach Ansicht
des OLG Koblenz bestand kein Obhutsverhältnis zwischen dem Lehrer und der Schülerin,
da es sich nicht um einen Klassen- bzw. Fachlehrer handelte.
Nach Ansicht der Frauennotrufe liegt zwischen Lehrern/Lehrerinnen und Schülern/
Schülerinnen der gleichen Schule immer ein Obhutsverhältnis vor, so dass sexuelle 
Handlungen daher als „sexueller Missbrauch an Schutzbefohlenen“ zu bewerten sind. 
Das grundsätzlich bestehende Machtgefälle innerhalb der Institution Schule zwischen 
Lehrkräften und Schülerinnen / Schülern muss auch im Gesetz Berücksichtigung finden.
„Wir begrüßen es sehr, dass sich die Justizministerkonferenz mit ihrem Beschluss unser 
Ansicht anschließt und dass die Justizministerien Rheinland-Pfalz und Bayern einen 
entsprechenden Gesetzentwurf erarbeiten wollen“, erklärt Astrid Rund vom Frauennotruf 
Rhein - Hunsrück-Kreis. „Eine Änderung des Straftatbestands „Sexueller Missbrauch an 
Schutzbefohlenen“ ist zwingend erforderlich, um Schülerinnen und Schüler vor 
Missbrauch in einem Abhängigkeitsverhältnis zu schützen“, ergänzt Eva Jochmann vom 
Frauennotruf Mainz.
Die Justizminister befürworteten eine Änderung des Strafrechts dahingehend, dass 
künftig alle Lehrkräfte einer Schule in der strafrechtlichen Regelung eingeschlossen sind, 
nicht nur wie bisher Klassen- und Fachlehrer der Schülerinnen und Schüler.
„Wir sind gespannt auf den geplanten Gesetzentwurf und vor allem auf die Umsetzung 
und die Auswirkungen auf die Praxis“, erklären die Vertreterinnen der Frauennotrufe, 
„insbesondere auch im Hinblick auf die Anwendungsmöglichkeiten auf ähnliche 
Autoritätsverhältnisse zwischen Erwachsenen und Jugendlichen.“

Verantwortlich: Eva Jochmann, Frauennotruf Mainz
Astrid Rund, Frauennotruf Rhein-Hunsrück-Kreis
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„Wir sind froh, dass die Kultusministerkonferenz in ihrer letzten Sitzung zügig einen 
Beschluss zur Verschärfung der Regelungen zum Schutz von Schülerinnen und
Schülern vor sexuellem Missbrauch durch Lehrkräfte gefasst hat“, sind sich die
Mitarbeiterinnen der zwölf rheinland-pfälzischen Frauennotrufe einig.
Vorangegangen war eine Entscheidung des Oberlandesgerichts (OLG) Koblenz im
Dezember 2011, die Verurteilung eines Lehrers wegen sexuellen Missbrauchs einer
Schülerin aufzuheben. Der Freispruch mit der Begründung, dass zwischen dem
Lehrer und der damals 14jährigen Schülerin kein Obhutsverhältnis bestanden habe
und somit keine Straftat begangen wurde, stieß bei den Fachstellen zum Thema
Sexualisierte Gewalt auf Unverständnis und Empörung.
Jetzt hat die Kultusministerkonferenz unter anderem beschlossen, dass Lehrkräfte
auch dann aus dem Schuldienst entfernt werden können, wenn eine Tat nicht
strafbar ist. Die disziplinar- und arbeitsrechtlichen Möglichkeiten sollen in diesen
Fällen ganz ausgeschöpft werden.
„Nach unserer Auffassung haben Lehrkräfte gegenüber den Schülerinnen und
Schülern der gleichen Schule immer eine besondere Verantwortung und einen
Schutzauftrag, weshalb sexuelle Beziehungen grundsätzlich und ohne
Einschränkungen zu verbieten sind“, beschreibt Eva Jochmann vom Frauennotruf
Mainz die Haltung der Facheinrichtungen.

Seit vielen Jahren kämpfen die Fachstellen für ein öffentliches Bewusstsein, bis dann
vor drei Jahren eine große Aufdeckungswelle von sexuellem Missbrauch in Schulen
und kirchlichen Einrichtungen für eine unglaubliche Öffentlichkeit zum Thema
„Sexueller Missbrauch in Institutionen“ sorgte.
Eine unabhängige Beauftragte der Bundesregierung wurde eingestellt, ein bundesweites 
Hilfstelefon eingerichtet, an runden Tischen und Arbeitsgruppen beschäftigten sich 
Fachleute, Politikerinnen und Politiker lange Zeit intensiv mit dem Thema „Sexueller 
Missbrauch an Schulen“. Zahlreiche Empfehlungen wurden erarbeitet, die es umzusetzen 
gilt.
Die Frauennotrufe in RLP arbeiten seit Jahrzehnten präventiv gegen Sexualisierte
Gewalt in Schulen. In den Jahren 2009 und 2010 wurde ein ganzheitliches
Präventionskonzept als Pilotprojekt an fünf Standorten in Rheinland-Pfalz erprobt.
„Wir wissen, wie häufig es zu sexuellen Übergriffen im schulischen Alltag kommt und
wie schwierig der Umgang mit diesem tabuisierten Thema nach wie vor ist“, kommentiert 
Eva Jochmann vom Frauennotruf Mainz. „Die jetzt getroffene Entscheidung der 
Kultusministerinnen und Kultusminister ist ein ganz konkreter und konsequenter Schritt, 
gegen sexuellen Missbrauch in Einrichtungen vorzugehen und ein eindeutiges Signal zu 
setzen“, ergänzt Astrid Rund vom Frauennotruf Rhein- Hunsrück-Kreis.

Verantwortlich: Eva Jochmann, Frauennotruf Mainz
Astrid Rund, Frauennotruf Rhein-Hunsrück-Kreis














